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Die Welt nach dem 11. September

Guten Tag!
Liebe LeserInnen, es fällt uns
schwer, angesichts des Terroran-
schlages in den USA den Alltag zu
bewältigen. Der Schock sitzt uns
allen  in den Gliedern. Zu unerträg-
lich war die Tat, unbegreifbar groß
die Zahl der Opfer. Wir hoffen jetzt
auf die Besonnenheit der interna-
tionalen Politik. Die Opfer und die
Angehörigen brauchen unsere gan-
ze Solidarität. Das amerikanische
Volk erfährt den Beistand des Groß-
teils der Welt; wir hoffen, dass kei-
ne unbesonnen Reaktionen erfol-
gen.

■ Stellungnahme der GRÜNEN Ratsfraktion zu den Terroranschlägen in den USA
Der 11. September – ein Tag un-
vorstellbaren Terrors
Die USA wurden am 11. September von
den schwersten Terroranschlägen in
ihrer Geschichte erschüttert.
Die GRÜNEN sind bestürzt und entsetzt
über die Anschläge auf die USA, die
viele tausend unschuldiger Menschen
das Leben gekostet haben. Unsere gan-
ze Trauer gilt  den Opfern der Anschlä-
ge, unser Mitgefühl den Angehörigen
und Hinterbliebenen.
Es ist ein Anschlag auf die offene Ge-
sellschaft überhaupt. Die Tat und die
Täter spotten der Freiheit und der De-
mokratie, indem sie die Verwundbarkeit
offener Gesellschaften demonstrieren.

Reaktionen in Wuppertal
Auch in Wuppertal fanden viele Zusam-
menkünfte zum Gedenken an die Op-
fer statt: die BürgermeisterInnen riefen
zu einer Kundgebung auf, auf die Rat-
haustreppen werden Blumen gelegt,
Kerzen zum Gedenken angezündet, es
wurden ökumenische Gottesdienste
durchgeführt, in denen für die Opfer und
für Frieden gebetet wurde und es wur-
de mehrfach aufgerufen, sich zu
Schweigeminuten zusammenzufinden.
In den ersten Tagen nach dem Terror-
angriff auf die USA wurden die allermei-
sten Sitzungen städtischer Gremien
ausgesetzt. Am 15.09.01 fand vor dem
Verwaltungshaus Elberfeld eine Demo
statt.
Durch diese  Aktivitäten haben Men-
schen in Deutschland und in vielen an-
deren Staaten Mitgefühl und Solidarität
mit den Opfern und Angehörigen in den
USA gezeigt. Diese menschliche Soli-
darität beugt zugleich einem Gefühl in
der amerikanischen Bevölkerung vor,
allein gelassen und zum Alleingang
gezwungen zu sein. Diese Brücken der
Solidarität über den Atlantik müssen
weiter gepflegt werden.

Demokratie und Toleranz
Nach der ersten Sprachlosigkeit ist nun
breite politische Klärung und Verstän-
digung dringend erforderlich.
Falsch sind Schnell-Interpretationen
und pauschale Schuldzuweisungen. Wo
die arabische Welt, der Islam nun zum
Sündenbock und Feind der ”westlichen
Zivilisation” erklärt werden, wird dadurch
gerade der ”Kampf der Kulturen” geför-
dert, den die Terroristen offenkundig
wollen. Das ist brandgefährlich!
Äußerst wichtig ist, dass sich Politik und
Medien gegen die Versuchung stem-
men, Stimmung gegen ”die” Muslime
und ”die” Araber zu machen, diese aus-
zugrenzen und zu Feinden zu erklären.
Bundespräsident Rau, die Bundesregie-
rung und verschiedene Medien arbei-
ten intensiv und überzeugend gegen

Ausgrenzungsversuche und rufen ge-
rade jetzt zum verstärkten interkulturel-
len und  interreligiösen Dialog auf.
Dazu können und müssen auch alle
WuppertalerInnen beitragen.
Gerade in Wuppertal wurden in der Ver-
gangenheit und aktuell  eine Vielzahl
von Aktivitäten im Rahmen der Initiati-

ve ”Demokratie und Toleranz” durchge-
führt. Dazu gehören multikulturelle Ver-
anstaltungen, Projektwochen, verschie-
dene Projekte gegen Rechtsextremis-
mus, gegen Gewalt und gegen Ausgren-
zung. Während der am 22. September
unter dem Motto “Rassismus erkennen,
Farbe bekennen“, beginnenden Woche

der ausländischen MitbürgerInnen ha-
ben die WuppertalerInnen Gelegenheit,
sich mit den schrecklichen Ereignissen
und deren möglichen Konsequenzen
auseinandersetzen.
Der Rat der Stadt hat sich vor einem
Jahr (18.09.2000) deutlich für Demokra-
tie, Toleranz und Zivilcourage ausge-

sprochen, sich von intolerantem, gewalt-
bereitem und undemokratischen Han-
deln distanziert und der Verwaltung
zahlreiche Projektideen für Aktionen
gegen rechtsextremistische Gewalt und
Ausländerfeindlichkeit gegeben. Für uns
WuppertalerInnen gilt jetzt erst recht:
Wir bekennen Farbe für Demokratie und
Toleranz.
Wir stehen solidarisch als Wuppertale-
rInnen zusammen; egal, welcher Haut-
farbe oder Staatenzugehörigkeit. Mit
großer Sorge sehen wir steigende Ten-
denzen, dass vor allem Muslime ver-
dächtigt werden, radikale Fundamenta-
listen zu sein. Schon ist zu konstatie-
ren, dass es nicht bei verbalen Verdäch-
tigungen bleibt. Wir lassen es nicht zu,
dass ein feiger Anschlag auf die USA
von einigen dazu genutzt wird, unsere
Bemühungen um ein friedliches Wup-
pertal zunichte zu machen.

Internationale Besonnenheit ist
das Gebot der Stunde
Wir befinden uns in einer dramatischen
Ausnahmesituation. Daher ist es jetzt
außerordentlich wichtig, Besonnenheit
zu wahren. Es darf nicht zu Überreak-
tionen kommen. Die Spirale der Gewalt
muss durchbrochen werden.
Die USA haben gegenüber diesem An-
griff auf ihre Bürger und Institutionen das
Recht auf Selbstverteidigung gemäß
der UN-Charta. Der UN-Sicherheitsrat
bekräftigt in seiner einstimmigen Reso-
lution vom 12.9.01 ausdrücklich dieses
Recht, verurteilt die Terroranschläge als
”Bedrohung des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit” und fordert
”alle Staaten dringend zur Zusammen-
arbeit auf, um die Täter, Organisatoren
und Förderer dieser Terroranschläge vor
Gericht zu stellen, und betont, dass die-
jenigen, die den Tätern, Organisatoren
und Förderern dieser Handlungen ge-
holfen, sie unterstützt oder ihnen Un-
terschlupf gewährt haben, zur Verant-
wortung gezogen werden.”
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Mural Global
Die ersten fertiggestellten Bilder, die im
Rahmen des weltweiten Wandmalpro-
jekts MURAL GLOBAL zur Agenda 21
erstellt wurden, waren jetzt in einer
Ausstellung im Düsseldorfer Landtag
zu sehen. Das Projekt MURAL GLO-
BAL, eine Initiative von Farbfieber aus
Düsseldorf, ist ausgewählt worden als
“Offizieller deutscher Beitrag für das In-
ternationale Jahr der Vereinten Natio-
nen 2001, Dialog zwischen den Kultu-
ren”. Gefördert wird es in NRW ganz
wesentlich aus Bereichen der GRÜ-
NEN Ministerien, nämlich Eine-Welt-
Politik und Stadtentwicklung.  Zu sehen
war auch das Wuppertaler Wandbild.
Ein wesentlicher Aspekt war hier der
Stadtteilbezug. KünstlerInnen aus
Wuppertal (Heinz Velten, Andreas Jun-
ge, Peter Otto Kuhn)  und Matagalpa,
unserer Partnerstadt in Nicaragua (Ju-
lissa Moncada Lopez, Jorge Morales)
erstellten ein Wandbild in der Simon-
straße. Im November ist ein ähnliches
Projekt in Matagalpa geplant. Schüle-
rInnen der Grundschule “Am Hombü-
chel” und des “Colegio San Rafael” in
Matagalpa (eine bestehende Schul-
partnerschaft) werden 2001mit dem
Wuppertaler Künstler Heinz Velten ein
Projekt erarbeiten, bei dem es darum
geht, Völkerverständigung und friedvol-
len Umgang der Menschen miteinan-
der auf einer Schwebebahn darzustel-
len. Weitere Informationen gibt es un-
ter www.farbfieber.de.

Café Wuppertal
Am 22. 09.2001 veranstaltet der Städ-
tepartnerschaftsverein Wuppertal-Ma-
tagalpa mit Borussia Wuppertal im Sta-
dion am Zoo eine Verkaufsaktion für fair
gehandelten Kaffee aus Matagalpa.
Das Projekt geht zurück auf einen im
Dezember 1998 von der GRÜNEN
Ratsfraktion eingebrachten Antrag
“Wupper-Kaffee aus Matagalpa”, der
von allen Fraktionen unterstützt wurde.
Das Kaffee-Projekt soll neben der So-
forthilfe aus Wuppertal langfristige Hil-
fe für Matagalpa leisten und ist gleich-
zeitig ein Beitrag zur Lokalen Agenda
21. Die auf dem Weltmarkt stark gefal-
lenen Kaffeepreise haben verheeren-
de Auswirkungen auf Nicaragua. In der
Region Matagalpa wurden 80 Prozent
der Landarbeiter entlassen.
Die Bauern in Matagalpa erhalten ei-
nen garantierten Mindestpreis für den
fair gehandelten Kaffee uns sind damit
weniger vom Weltmarktpreis abhängig.
Wir bitten alle WuppertalerInnen, einen
Beitrag zur Hilfe in unserer Partnerstadt
leisten, indem sie Kaffee aus Matagal-
pa kaufen. Eine Möglichkeit besteht am
22.09.01 im Stadion am Zoo.

Zukunft des Schwimmsports?
■ Perspektiven der Schwimmoper

Immer weniger WuppertalerInnen
■ Ist in 100 Jahren die Stadt menschenleer?
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Zum 30.06.2001 legte die bündnis-
grüne Stadtverordnete und Frakti-
onssprecherin Anja Liebert aus per-
sönlichen Gründen ihr Ratsmandat
nieder. Die Fraktion dankt Anja Lie-
bert an dieser Stelle nochmals für
ihr Engagement. Ihre Nachfolge im
Rat nimmt Guido Gehrenbeck ein,
der in der Ratssitzung am
02.07.2001 vereidigt wurde.
Politische Schwerpunkte der Stadt-
verordneten (im Foto von links nach
rechts):
Guido Gehrenbeck: Umwelt, Ver-
kehrspolitik, Schutz und Ordnung,
BV Uellendahl-Katernberg
Peter Vorsteher: Fraktionssprecher,
Finanzpolitik, Zentrale Dienste, Be-
teiligungssteuerung, BV Cronen-
berg
Peter Menke: Stadtentwicklungspo-
litik, Rechnungsprüfung, Gebäude-
management
Ursel Simon: Schulpolitik, Vorsit-
zende Ausschuss Frauenförderung,
BV Vohwinkel

Ratsfraktion mit
neuem Gesicht

Etwa 3.000 ist das Minus pro
Jahr. Wenn das so weiter geht
– und damit müssen wir rech-
nen – wird es 2015 nur noch
340.000 WupertalerInnen ge-
ben.

Das ist keine Wuppertal-spezifische
Entwicklung. Außer München kämpfen
alle deutschen Großstädte mit ähnli-

chen Entwicklungen. Wir meinen, die
Wanderungsbilanz kann allenfalls
durch einen Zuzug von MigrantInnen
(aus den östlichen EU-Beitrittslän-
dern?) verbessert werden. Das Kon-
zept der Schaffung von mehr qualifi-
zierten Arbeitsplätzen im Rahmen ei-
ner erfolgreichen Wirtschaftsförderpo-
litik muss in Wuppertal als gescheitert
angesehen werden (siehe Krise der
Wuppertal GmbH: 14 Mio. DM Verlust).

Die Ausweisung weiterer Gewerbeflä-
chen war schon bisher Unsinn; er wird
es noch mehr, wenn weniger Erwerbs-
tätige in der Stadt leben und arbeiten
und die Gewerbesteuer als städtische
Einnahmequelle weiter an Bedeutung
verliert. Und 20 Millionen DM für be-
leuchtete Schafweiden auf der kleinen
Höhe können wir uns einfach nicht
mehr leisten. Einfamilienhäuser stehen
bisweilen leer, weil es ein Überange-

bot gibt. Es fehlen qualitätsvolle Woh-
nungen in der Stadt und auch Pro-
gramme, um solche z.B. durch Zusam-
menlegen kleinerer Wohnungen zu
schaffen. Die GWG tut da bisher zu
wenig. Statt raus auf die Höhen muss
die Aufwertung des Innenbereiches
Vorrang haben. Damit zusammen hän-
gen Stadtteilprojekte (Ostersbaum,
Nordstadt, Oberbarmen). Hier muss die
Stadt weiter investieren, wobei die Bei-
träge im Vergleich zur Wirtschaftsför-
derung lächerlich gering sind.
Die GRÜNE Fraktion befürchtet eine
Reduzierung der städtischen Angebo-
te aufgrund der sich immer weiter ver-
schlechternden finanziellen Lage der
Stadt. Wenn sich die konservative
Mehrheit im Rat durchsetzt, wird dies
nicht nur bei Schulen und Kindergär-
ten der Fall sein; auch die Zahl der Mit-
arbeiterInnen wird weiter reduziert
werden.
Zu befürchten ist ebenfalls ein Abbau
von ÖPNV-Leistungen; Busse werden
weniger fahren, kulturelle Leistungen
werden gekürzt, Schwimmbäder ge-
schlossen werden.
Aufgrund der neuen Einnahmekrise
der Stadt, z.B. der starke Rückgang an
Gewerbesteuereinnahmen, fürchten
wir auch um die Realisierung des Um-
baus Döppersberg.
Die Regionale 2006 bietet Chancen
zur Bündelung wichtiger Projekte der
Stadtentwicklung. Die Kommunalpoli-
tikerInnen müssen allerdings aufpas-
sen, dass nicht im Rahmen der Regio-
nale kostenintensive Infrastrukturmaß-
nahmen realisiert werden, die sich spä-
ter als zu groß oder überflüssig her-
ausstellen.

Der Umbau der Schwimmoper
zu einem Aerospace-Center
auf dem Johannisberg scheint
bereits jetzt schon festzuste-
hen, genauso wie die Schlie-
ßung des Kurbades.

Eine entsprechende Grundsatzent-
scheidung trafen die CDU & SPD in
der Sitzung des Sportausschusses am
18.09.01. Damit wird sich das
Schwimmbadangebot in Wuppertal so
dramatisch reduzieren, dass u.a. be-
trächtliche Auswirkungen auf den
Schulschwimmsport zu erwarten sind.
Auf einer Podiumsdiskussion der
GRÜNEN Ratsfraktion am 12.06.01
erklärte die Vertreterin des Schulspor-
tes noch, dass schon heute in einigen
Schulen die Kinder nur maximal 15
Minuten in der Woche mit dem Wasser
in Berührung kommen. Daher ist es aus
unserer Sicht verwunderlich, dass be-
reits in den Sommerferien ein neues
Positionspapier vom Ausschuss für den
Schulsport erstellt wurde, das die Um-
widmung der Schwimmoper nicht

mehr in Frage stellt. Als Ersatz für
Schwimmoper und Kurbad soll ein
neues Bad gebaut werden. Ein Stand-
ort ist jedoch noch nicht gefunden.
Auch die Vertreter der Schwimmverei-
ne wurden schnell mit der Aussage ins
Boot geholt, dass die Wasserfläche
nicht kleiner werden darf, als bisher
Schwimmoper und Kurbad aufbringen.
Daraufhin gaben sie ihre Zusage zu
einem Neubau. Dann war da noch die
Interessengruppe, die den Wiederauf-
bau des Schwimmleistungszentrums
auf Küllenhahn mit der Sanierung der
Schwimmoper gekoppelt hatte und
dafür eine breite Zustimmung der Bür-
gerinnen und Bürger bekam. Von den
Initiatoren um ihren Sprecher und heu-
tigen Bürgermeister der CDU Peter
Jung hat man nach der Eröffnung des
Schwimmleistungszentrums auf Kül-
lenhahn nichts mehr gehört; wo bleibt
ihr Einsatz für die Schwimmoper? Von
politischer Glaubwürdigkeit keine Spur!
Bleibt noch der Förderverein
Schwimmoper, der sicherlich damals
nicht zum Fördern von Inaktivität ge-
gründet worden ist. Bis auf den  uner-

müdlichen wirkenden Schwimmfreund
Ingo Gehring hört man von keinen Ak-
tivitäten zum Erhalt der Schwimmoper.
Dabei hätte es die Talsohle so nötig,
aufgewertet zu werden. Das haben
auch die bundesweit tätigen Stadtpla-
ner, die im Regionale 2006 Prozess
eingebunden sind, erkannt und haben
rund 50 Projektentwürfe vorgestellt, die
von Vohwinkel bis zum Heckinghauser
Gaskessel die Talsohle aufwerten sol-
len. Ob da ein einziges Schwimmbad
für rund 200.000 EinwohnerInnen aus
den beiden größten Wuppertaler Stadt-
teilen Barmen und Elberfeld ausreicht?
Tatsache ist aber auch, dass die Zahl
der Schwimmbad-BenutzerInnen der-
zeit rückläufig ist. Dies gibt den Finanz-
politikern in den großen Fraktionen
neue Argumente, über die Schließung
eines weiteren Bades nachzudenken.
Aber Hauptsache, das Hallenbad mit
den in den letzten Jahren mit Abstand
niedrigsten Besucherzahlen wird nicht
geschlossen, es deckt ja immerhin den
Bedarf für nicht einmal 23 000 Bürge-
rInnen ab, liegt aber im Stadtteil Rons-
dorf, einer CDU Hochburg.

Kunstszene protestiert
■ Die Schließung der Kunsthalle Barmen erst der Anfang?

Der Verwaltungsvorschlag, die
Kunsthalle im Haus der Jugend
in Barmen im Rahmen der
Haushaltskonsolidierung zu
schließen, hat die Wuppertaler
Kunstszene alarmiert.

Zurecht befürchten die KünstlerInnen,
den einzigen angemessenen öffentli-
chen Austellungsort zu verlieren, in
dem regionale Kunst präsentiert wer-
den kann. Wichtige Ausstellungen wie
die Jahresschau, die Biennale oder
auch die Projekte der Bergischen
KünstlerInnengruppen könnten nicht
mehr statt finden. Dies würde zwangs-
läufig zur weiteren Abwanderung Wup-
pertaler KünstlerInnen führen, einer
Tendenz, der die Stadt eigentlich mit
allen Mitteln entgegenwirken sollte.
Denn das kreative Potential ist für die
Stadtentwicklung von zentraler Bedeu-
tung. Auf Initiative der KünstlerInnen-

verbände und –gruppen fanden Dis-
kussionsveranstaltungen statt, wo auch
die Kulturpolitik Stellung beziehen soll-
te. Einhellig versicherten die Vertrete-
rInnen aller Fraktionen, dass sie sich
für den Erhalt der Kunsthalle einset-
zen werden. Um so erstaunlicher dann
die Reaktion im Kulturausschuss, als
es darum ging, diese Lippenbekennt-
nisse auch per Beschluss zu bekräfti-
gen. Dort wurde als Reaktion auf die
KünsterInnenproteste von Petra Lücke-
rath für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen ein Antrag mit folgendem Wort-
laut eingebracht: 1. Die Kunsthalle im
Haus der Jugend wird nicht ersatzlos
geschlossen. 2. Die Verwaltung wird
beauftragt, gemeinsam mit den Nutze-
rinnen und Nutzern des Hauses der
Jugend eine Konzeption zu erarbeiten,
die die unterschiedlichen Bedürfnisse
der Bereiche Kunst und Jugend be-
rücksichtigt. 3. Die geplante Gebäude-
sanierung wird schnellstmöglich be-

gonnen. Hierbei soll geprüft werden,
in wie weit die bereits von Studentin-
nen und Studenten erstellten Entwürfe
für die Eingangsgestaltung berücksich-
tigt werden können, um die Planungs-
kosten zu senken. Dieser GRÜNE An-
trag wurde mehrheitlich abgelehnt, wie
auch die inhaltliche Diskussion über
das Thema. Beschlossen wurde ein
kurzfristig mündlich formulierter Antrag,
der die Entscheidung im Rahmen der
Haushaltsplanberatungen vorschlägt.
Wie auch schon beim letzten Haushalt,
soll offensichtlich wieder keine inhalt-
liche Beratung im Fachausschuss statt-
finden, sondern hinter verschlossenen
Türen in sogenannten Spitzengesprä-
chen entschieden werden. Dies gilt
dann auch für die anderen unerfreuli-
chen Einsparvorschläge, wie z.B. die
Zuschusskürzung für das Forum Maxi-
mum im Rex oder bei den Bühnen. Der
kulturelle Kahlschlag hat in Wuppertal
begonnen!

Die Welt ...
Äußerungen der US-Regierung, einen
„monumentalen Kampf gegen das
Böse“ zu führen geben uns ebenso An-
lass zur Sorge, wie das Kanzler-Ver-
sprechen „uneingeschränkter Solida-
rität“ die wörtlich genommen nur blind
sein könnte. Die Rechnung der Terrori-
sten, die auf eine Eskalation der Ge-
walt setzen, darf nicht aufgehen. Glaub-
würdig ist rechtsstaatliche Demokratie
nur, wenn sie bei der Ermittlung und
Bestrafung der Täter ihre eigenen Prin-
zipien nicht verletzt. Krieg hingegen
nützt weder den Opfern des Terrors
noch ist er ein geeignetes Mittel zur Ver-
hinderung oder Eindämmung des Ter-
rorismus. Deshalb lehnen wir eine Be-
teiligung der NATO und Bundeswehr
an einem solchen Krieg ab. Wir stim-
men Javier Solana zu, der bei seiner
Forderung nach Schritten gegen Re-
gierungen oder Staaten, die den Ter-
rorismus unterstützen, zu bedenken
gegeben hat, „dass diese nicht die An-
sichten der Mehrheit der Bevölkerung
vertreten. Es handelt sich nicht um De-
mokratien.“ Wir erwarten von der Bun-
desregierung, dass sie innerhalb der
NATO darauf hinwirkt, dass keine Es-
kalation gefördert wird. Eine wirksame
Bekämpfung von Terrorismus ist letzt-
lich nur möglich, wenn auch die ge-
sellschaftlichen und politischen Pro-
bleme gelöst werden, die ihm zu Grun-
de liegen. Dazu gehört in erster Linie
eine rasche politische Lösung des
Nahostkonflikts, die den legitimen In-
teressen aller Beteiligten Rechnung
trägt. Sicherheit ist erst dann gegeben,
wenn die Sicherheit des anderen ge-
währleistet ist. Sicherheit ist heute we-
niger denn je militärisch, sondern muss
vor allem sozial, kulturell, ökonomisch
und politisch begriffen werden. Sicher-
heit ist letztlich eine Frage der Gerech-
tigkeit.  Auch die sozio-ökonomischen
Ungleichheiten in der Welt, die sich in
den letzten Jahren wieder verschärft
haben, bilden einen Nährboden für
Gewalt. Sie zu bekämpfen ist integra-
ler Bestandteil einer wirksamen Stra-
tegie gegen den Terrorismus. Daher
kommt dem Engagement für eine Glo-
balisierung von sozialer Gerechtigkeit,
Demokratie, Menschenrechten, Ge-
schlechtergerechtigkeit und umweltge-
rechtem Verhalten eine noch größere
Bedeutung zu als je zuvor.
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Die Stadt, der tiefe Sumpf
und das lukrative Ehrenamt
■ Korruption in Wuppertal und kein Ende

Millionengrab
Wuppertal GmbH
■ Riesenverluste von 14 Millionen DM

Eigentlich haben es viele schon
lange gewusst: Stadtverordne-
te sind nicht dagegen gefeit,
geschäftliche Interessen und
das öffentliche Ehrenamt mit-
einander zu vermischen.

Die Vorwürfe, die die Wuppertaler
Staatsanwaltschaft gegenüber dem
SPD Stadtverordneten Jürgen Specht
erhoben hat, sollten sie sich denn vor
Gericht bewahrheiten, sind ein harter
Schlag für alle im Wuppertaler Stadtrat
vertretenen Parteien.
Wo liegen die Ursachen, wenn sich
Stadtverordnete mit zweifelhaften Hin-
tergedanken in das operative Geschäft
der Verwaltung einmischen; übrigens
nicht nur in Wuppertal? Aus GRÜNER
Sicht ist festzustellen, dass bundesweit
die meisten Gelder in den Bereichen
Bauen und Planen über den Tisch ge-
hen, egal ob es um Neubau- oder Bau-
erhaltungsmaßnahmen geht.
Aber was fördert solches Verhalten?
Im Regelfall kann man entsprechende
Seilschaften  nur aufbauen, wenn man
mehrere Jahre im Rat der Stadt sitzt, in
den richtigen Ausschüssen und Auf-
sichtsräten platziert ist und mit seinem
beruflichen Fachwissen für seine Frak-
tion unverzichtbar wird.
Wenn dann, wie in Wuppertal gesche-
hen, die Kommunalwahlkämpfe der
beiden großen Fraktionen in Wupper-
tal immer teurer werden, sechsstellige
Summen verschlingen, will das erst
einmal herein gefahren werden, denn
mit Mitgliedsbeiträgen und den bislang
kleinen Spenden ist so etwas nicht zu
finanzieren.
Das ist dann die Stunde der Großspen-
der, die selbstlos bereit sind, große
Summen zu zahlen, hier z.B. eine Spen-
de von der Clees Bauträgergesell-
schaft in Wülfrath an die SPD, Spen-

denhöhe: 250.000,- DM  (siehe Re-
chenschaftsbericht des Bundes).
Diese hohe Spendensumme und kein
Entgegenkommen der SPD?
Gleiches gilt sicher auch für die CDU,
die  125.000,- DM von Clees bekom-
men haben soll. Auch bei der CDU stellt
sich die Frage, was Herr Clees für sein
Entgegenkommen als Gegenwert ha-
ben wollte.
Man kann nur vermuten, dass es bei
beiden großen Fraktionen  um die Ge-
nehmigung  und Zuschläge von und
für  Großbauprojekte geht: Wie Wickü-
lerpark, Radenberg, Schaffstal und jetzt
zuletzt um den Bau der Sporthalle Ga-
the. Wenn sich dann noch Mitarbeiter
der Bauverwaltung - aus welchem
Grund auch immer - an diesen Ma-
chenschaften beteiligen,  ist es kein
Wunder, wenn das Vertrauen der Be-
völkerung sowohl in die Politik als auch

in die Verwaltung dahin schwindet.
Wahrscheinlich kennen wir bisher nur
einen Teil des Sumpfes. Die Ratsfrakti-
on von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN for-
dert eine vollständige Aufklärung der
Korruptionsfälle. Wir müssen wissen,
wie das Geflecht von Macht und Geld
funktionierte, um für die Zukunft Maß-
nahmen zu treffen, damit so etwas nicht
mehr möglich ist.
Bestechung und Korruption ist die eine
Seite der Affäre. Den Schaden hat die
Allgemeinheit: zweistellige Millionen-
verluste bei GWG und Wuppertal-
GmbH. Wir wollen den Sumpf ein für
allemal trockenlegen. Ohne vollständi-
ge Aufklärung des Korruptionssump-
fes gibt es keinen Neuanfang für Wup-
pertal. Wir geben die Hoffnung nicht auf,
dass der Stadtrat in Zukunft allein im
Interesse der Menschen in der Stadt
entscheiden wird.

1994 wurde die Wirtschafts-
förderungs-gesellschaft der
Stadt Wuppertal gegründet.

Die maßgeblichen Politiker begründe-
ten die Auslagerung der Wirtschafts-
förderung (vorher war es ein Amt mit
einem Ausschuss als politischem Kon-
trollorgan) mit den besseren Möglich-
keiten, Firmen bei der Ansiedlung in
Wuppertal zu unterstützen. Dahinter
steckte die Hoffnung, die Arbeitslosig-
keit durch Schaffung neuer Arbeitsplät-
ze zu vermindern.
Der Geschäftsführer (Herr Busch) wur-
de von den Herren Specht (SPD) und
Richter (CDU) ausgesucht. Unser
GRÜNER Aufsichtsrat Klaus Lüde-
mann stimmte als einziger gegen die
Bestellung von Herrn Busch. Wie wir
heute wissen, hatte er ja so recht.
1995 begann die Gesellschaft in gro-
ßem Stil, Gewerbeimmobilien anzu-
kaufen. So erwarb die Wuppertal-
GmbH im Dezember 1995 das Firmen-
gelände des Bergbauzulieferers Halb-
ach und Braun (Otto-Hahn-Str.) von der
Ruhrkohle AG. So dachte jedenfalls
der Aufsichtsrat der Wuppertal GmbH.
In Wirklichkeit wurde die Stadtsparkas-
se Wuppertal als Käufer zwischenge-
schaltet und machte bei dem Geschäft
einen Gewinn von drei Millionen DM
(in einer Woche!). Die Hintergründe
des Geschäftes sind noch zu untersu-
chen - wahrscheinlich auch von der
Staatsanwaltschaft.
Tatsache ist: das Grundstück ist drei
Millionen weniger wert, als die Wup-
pertal GmbH dafür bezahlt hat. Wir
meinen, die Stadtsparkasse muss die
drei Millionen an die Stadt zurückzah-
len. Es geht nicht an, dass sich eine
städtische Tochter zuungunsten einer
anderen bereichert.1998 kauft die
Wuppertal GmbH das Grundstück und
die Gebäude der Spedition Haarhaus
in Oberbarmen, um den Betrieb vorm

Konkurs zu retten. Hier kaufte der Auf-
sichtsrat im wahrsten Sinn des Wortes
die Katze im Sack. Aus Angst vor un-
dichten Stellen wurden die Aufsichts-
ratsmitglieder nicht informiert, um wel-
che Firma es sich handelt. Die Grund-
stücksgröße war in den Unterlagen
doppelt so groß wie tatsächlich ange-
geben. Zu allem Unglück zahlte Haar-
haus bald keine Miete mehr und mach-
te dann doch Konkurs. Oberbürgermei-
ster Dr. Kremendahl (übrigens selbst
Aufsichtsratsmitglied) griff trotz Auffor-
derung nicht als Kommunalaufsicht ein.
Wieder einmal mehrere Millionen Ver-
lust.
Insgesamt summieren sich die Verlu-
ste der Wuppertal GmbH aus Grund-
stücksgeschäften auf ca. 14 Millionen
DM. Da die Gesellschaft als 100%ige
städtische Tochter nicht pleite gehen
kann, müssen alle Wuppertaler Ein-
wohnerinnen und Einwohner die Fol-
gen ausbaden: 14 Millionen DM feh-
len für Schulen, Kindergärten, Spiel-
plätze, Schwimmbäder, für das Schau-
spielhaus. Geschäftsführer Busch wur-
de 1999 vom Aufsichtsrat gefeuert. In
der Ratssitzung Juli 2001 wurden die
Grundstücke und Gebäude auf das Ge-
bäudemanagement übertragen.
Wir haben großes Vertrauen in das
Gebäudemanagement, wenn es um
die Verwaltung städtischer Schulen
und anderer öffentlicher Gebäude geht.
Wir haben jedoch Zweifel, ob es die
Vermarktung von Gewerbeimmobilien
beherrscht. Wir hätten hier lieber je-
mand gesehen, der Ahnung davon hat,
z.B. die Landesentwicklungsgesell-
schaft NRW. Die Wuppertal GmbH ist
ein Beispiel dafür, wie die große Koali-
tion von CDU und SPD der Stadt nur
Verluste beschert.
Wir plädieren dafür, die Wirtschaftsför-
derung wieder in den Kernbetrieb zu-
rückzuholen und über einen öffentlich
tagenden Ausschuss eine effektive
Kontrolle zu erreichen.

Dialog der Kulturen, vor allem mit der
islamischen, jedes Versäumnis bei der
Verbesserung der Lebensbedingun-
gen in jenen Ländern, die heute Brut-
stätten des Terrorismus sind, holt uns
ein. Abschottung ist eine rückwärtsge-
wandte Illusion. Wir stehen weiter zu
unserer Vision einer Völkergemein-
schaft weltoffener Demokratien.
Dazu gehört nicht nur die Bereitschaft,
zur Verteidigung einer weltoffenen De-
mokratie dem Terrorismus zu widerste-
hen. Es gehört auch dazu, ihm den po-
litischen Boden zu entziehen durch
Förderung von Menschenrechten, De-
mokratie, Toleranz und internationaler
Gerechtigkeit.
Dafür treten BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN ein.

Nach den Terrorakten in den USA
Beschluss des Partei-
rates BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN vom
13. September 2001
in Berlin

 Gähnende Leere – GRÜNE Bedenken gegen dieses Großprojekt bestätigen sich

1
Die entsetzlichen Angriffe, die
am 11.09.2001 auf die Vereinig-
ten Staaten von Amerika verübt
wurden, waren ein menschen
verachtender Anschlag gegen

die Werte einer offenen, zivilen Gesell-
schaft, für die wir eintreten. Diese An-
griffe haben weltweit lähmendes Ent-
setzen, Trauer, Wut, große Sorge her-
vor gerufen, aber auch zu einer star-
ken Welle der Solidarität mit den Op-
fern, ihren Angehörigen und dem gan-
zen amerikanischen Volk geführt.
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sind Teil
dieser Solidarität.

2
Wir unterstützen die Forde-
rung des Sicherheitsrates
der Vereinten Nationen,
dass die Verantwortlichen
Massenmordes, die Organi-

satoren wie die Sponsoren ausfindig
gemacht und zur Rechenschaft gezo-
gen werden. Wir unterstützen die Fest-
stellung des Sicherheitsrates, dass Ter-
rorakte als Bedrohung des internatio-
nalen Friedens bekämpft werden müs-
sen.

3
Die Regierung der USC hat
angekündigt, dass sie hart
auf die terroristische Aggres
sion reagieren will. Sie hat
zum Beispiel davon gespro-

chen, den Terrorismus „mit Stumpf und
Stil auszurotten“. Das hat in breiten Tei-
len der deutschen wie der europäi-
schen Öffentlichkeit der Sorge Nahrung
gegeben, eine zu wenig besonnene
Reaktion der USA könnte am Ende die
Rechnung der Terroristen aufgehen
lassen, die auf eine Eskalation der
Gewalt setzen. Vor diesem Hintergrund
unterstreichen wir das legitime Recht
der USA zur Selbstverteidigung auf der
Basis der Charta der Vereinten Natio-
nen. Glaubwürdig ist rechtsstaatliche
Demokratie aber nur, wenn sie bei der
Ermittlung und Bestrafung der Täter ihre
eigenen Prinzipien nicht verletzt. Das
Völkerrecht deckt Rache nicht ab; eine
davon geprägte Eskalationsstrategie
lehnen wir ab. Jedes mögliche Vorge-
hen muss begleitet werden von einem
politischen Konzept, das über den Tag
hinausweist und ein Angebot enthält
zur wirksamen Behandlung der Kon-
flikte, aus denen sich die Gewalt speist.
Wir fordern eine grundsätzliche Neu-
ausrichtung der Sicherheitspolitik. Da-
bei muss im Vordergrund stehen, wie
neuen globalen Bedrohungen durch
Krisenprävention, durch zivile Konflikt-
bearbeitung, durch die Schaffung glo-
baler Gerechtigkeit und die faire Lö-
sung von Regionalkonflikten begegnet
werden kann.

4
Die USA haben sich nach
der nationalen Tragödie an
den NATO-Rat gewandt mit
dem Antrag nach Artikel 5
des Washingtoner Vertra-

ges den Bündnisfall festzustellen. Der
NATO-Rat hat am 12.09.2001 einstim-
mig für den Fall, dass die Ermittlungen
zu den Terroranschlägen ergeben,
dass diese von außerhalb der USA
gesteuert wurden, die Anwendung des
Artikel 5 des NATO-Vertrages festge-
stellt. Zum ersten Mal hat die NATO
damit einem Mitglied formell Hilfe ge-
gen einen bewaffneten Angriff zuge-
sagt, militärische Hilfe gegebenenfalls
eingeschlossen. Dem hat auch die
Bundesregierung zugestimmt. Dies
war eine sehr schwere Entscheidung.
Aber: Angesichts der terroristischen
Angriffe auf US-Bürgerinnen und Bür-
ger können wir der Inanspruchnahme
des Bündnisfalles nicht widerspre-
chen.

5
Die Annahme des Bündnis
falles bedeutet nicht schon
eine Entscheidung für die Teil
nahme an militärischen Pla
nungen oder Aktionen der

USA. Die Annahme des Bündnisfalles
hebt nicht die Verpflichtung der deut-
schen Seite auf, in eigener Verantwor-
tung und unter Beachtung der verfas-
sungsmäßigen Regeln wie insbeson-
dere des Parlamentsvorbehaltes selbst
zu entscheiden, welche Hilfe mit wel-
chen Mitteln sie für notwendig hält, um

die Sicherheit wiederherzustellen und
aufrecht zu erhalten.

6
Die weltweite Betroffenheit,
die durch die terroristische
Gewalt ausgelöst wurde,
hat plastisch deutlich ge-
macht, wie weit die Welt, in

der wir leben, zu einer Welt zusam-
menwächst. Wir wenden uns entschie-
den gegen alle Versuche, diese Betrof-
fenheit auszuschlachten, um mit Stra-
tegien der Abschottung, der nationa-
len Borniertheit und Fremdenfeindlich-
keit autoritäre Politik zu betreiben. Zivi-
le und offene Gesellschaften vertragen
keinen Kampf der Kulturen. Sie beru-
hen auf der Vielfalt der Kulturen und
der Religionen. Jedes Versäumnis im
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Ratschronik vom 2.7.2001
Denkmalschutz der Schwimmoper
Die gesamte Schwimmoper steht unter
Denkmalschutz, die Außenfassade und
auch der gesamte Innenbereich. Für die
GRÜNE Fraktion war dies der Anlass die
Verwaltung zu fragen, ob die verschiede-
nen Nutzungskonzepte, die jetzt in der
aktuellen Diskussion sind, nicht gegen den
Denkmalschutz verstoßen würden.
Die Antwort der Verwaltung war kurz und
bündig: im Grundsatz ja, der Rheinische
Verein für Denkmalpflege konnte jedoch
noch nicht dazu Stellung nehmen...

Anfrage zur Luhnsfelder Höhe
Die GRÜNE Fraktion wollte wissen, ob der
aktuelle Sachstand der Bauleitplanung
Luhnsfelder Höhe den Zielen der Landes-
Raumordnung angepasst sei und ob die
Planungsabsichten mit der Landesbehör-
de erörtert wurden.
Die Antwort der Verwaltung lautet: nein, die
Planungen sind den Raumordnungszie-
len nicht angepasst. Die Landesplanung
hat im Gegenteil auf die große Bedeutung
des Regionalen Freiraumsystems hinge-
wiesen und zu bedenken gegeben, dass
im Falle einer Bebauung eine erhebliche
Beeinträchtigung des Landschaftsraumes
Gelpetal zu erwarten sei. Eine Erörterung
mit dem Land sei noch nicht erfolgt.
Die GRÜNE Fraktion sieht hier Chancen,
dass es nicht zu einer Wohnbebauung der
Luhnsfelder Höhe kommt und wird sich in
gewohnter Weise dafür einsetzen.

Deponie Eskesberg – Altlastensa-
nierung
In einem umfangreichen Fragenkatalog
erbat die GRÜNE Fraktion Aufschluss über
die Kosten der Realisierung der Fläche
Eskesberg als Gewerbegebiet (Erschlie-
ßung, Entwässerung, Sanierung etc.). Die
Antwort der Verwaltung: die Summe be-
läuft sich auf 2,765 Mio. DM.
Die Sanierung der Deponie ist vor allem
notwendig, um langfristig schädliche Aus-
wirkungen auf das Grundwasser zu ver-
meiden. Üblicherweise werden für solche
Maßnahmen Mittel vom Land bewilligt.
Keinesfalls wird es jedoch NRW-Gelder
geben, wenn das Gelände als Gewerbe-
fläche entwickelt wird.
Die Flora, Fauna und insbesondere der
Biotopverbund wären durch die Bebau-
ung zumindest extrem gefährdet.
Entsprechend stimmte die GRÜNE Frakti-
on gegen die Ausweisung des Eskesberg
als Gewerbegebiet.

Bäderzielplanung
Auf Antrag der GRÜNEN Ratsfraktion be-
schloss der Rat, die zuletzt 1990 durchge-
führte Bäderzielplanung fortzuschreiben.
An der ergebnisoffenen Beratung werden

alle am Schwimmsport Beteiligten einbe-
zogen. Ein Entwurf wird dem Rat der Stadt
in der September-Sitzung vorgelegt.

Gewerbegebiet Korzert
Die GRÜNEN hatten keine Einwände ge-
gen die Änderung des Flächennutzungs-
planes und des Bebauungsplanes des
Gewerbegebietes Korzert, um die Er-
werbsarbeitsplätze in Wuppertal zu hal-
ten. Die Fraktion stimmte jedoch gegen das
auch in der Öffentlichkeit stark umstrittene
Hochregallager.

Ausbau der A 46
Die GRÜNE Fraktion stimmte gegen den
Ausbau der A 46 von Haan-Ost bis Bau-
werk Westring, befürwortete jedoch die in
dem Beschluss angeführten Lärmschutz-
maßnahmen.

Wuppertaler Aufruf
Der vom Rheinischen Verein für Denkmal-
pflege und Landschaftsschutz initiierte
Wuppertaler Aufruf beinhaltet im Kern,
Natur und Landschaft in großen Städten
zu erhalten. Im Mai wurde er erstmals wäh-
rend einer Veranstaltung gegen Wohnbe-
bauung auf der Luhnsfelder Höhe (siehe
DIESE GRÜNEN Nr. 46) der Öffentlichkeit
vorgestellt. Die Fraktion brachte den Wup-
pertaler Aufruf als Antrag in den Rat ein;
bis auf eine Stimme aus der SPD stimm-
ten die großen Fraktionen sowie die FDP
dagegen, obwohl sich der Aufruf in voll-
ständigem Einklang mit der Landesgesetz-
gebung befindet. Die GRÜNEN sind dar-
über nicht allzusehr verwundert, ist doch
die Politik der letzten Jahre mehr und mehr
dazu übergegangen, schutzbedürftige
Landschaften und Grünzüge zugunsten
von Wohnbebauung und Gewerbegebie-
ten zu opfern.

“In die Stadt – ohne mein Auto!”
Wie schon im letzten Jahr stellte die GRÜ-
NE Fraktion den Antrag, dass sich Wup-
pertal an dem europaweiten Aktionstag “In
die Stadt ohne mein Auto!” beteiligen
möge. Die CDU hatte schon im letzten Jahr
per Pressemitteilung verkündet, dass sie
“keine chinesischen Verhältnisse” – wohl
in der Angst vor zu viel FahrradnutzerIn-
nen- wolle und hatte mit der FDP den An-
trag abgelehnt. In diesem Jahr erging es
unserem Antrag genau so. Die CDU for-
mulierte den Antrag, den sie mit der FDP
mehrheitlich beschloss: weder der Rat der
Stadt noch die Stadtverwaltung beteiligen
sich an dem Aktionstag.

Neustrukturierung der Wuppertal
GmbH
Der GRÜNE Antrag, mit der Landesent-
wicklungsgesellschaft zu verhandeln, um

sie zur Übernahme oder Vermarktung der
Immobilien der Wuppertal GmbH zu be-
wegen, fand nur die Unterstützung der
PDS,  alle anderen Fraktionen stimmten
dagegen. Wir wollten mit dem Antrag er-
reichen, dass die Fehler der Wuppertal
GmbH aus der Vergangenheit sich nicht
wiederholen lassen. Stattdessen be-
schloss der Rat, die Immobilien und die
damit verbundenen Verluste aus den
Grundstücksgeschäften dem Gebäude-
management aufzubürden. Die GRÜNEN
befürchten eine Überforderung des Ge-
bäudemanagements mit dieser Aufgabe,
sind doch für die Vermarktung von Immo-
bilien vielfältige bundesweite Kontakte
notwendig.
Zukünftig werden die Grundstücksge-
schäfte von einem Aufsichtsrat mit nur 3
Mitgliedern kontrolliert. Die Geschäftspoli-
tik der Wirtschaftsförderung bleibt hinter
verschlossenen Türen. Öffentliche Diskus-
sionen, wie sie bis 1994 im Ausschuss für
Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung
möglich waren, werden dadurch verhin-

dert. Damit vergaben CDU, FDP und SPD
die Chance auf mehr Transparenz in der
Politik; wie sie die GRÜNEN seit Jahren
einfordern.

Antrag auf Fortschreibung der
Wohnbedarfsanalyse
Der Antrag der GRÜNEN wurde mehrheit-
lich vom Rat für erledigt erklärt. Wir wollten
erreichen, dass die Ergebnisse des Gut-
achtens Berücksichtigung in der Entschei-
dung über die Ausweisung weiterer Flä-
chen für Einfamilienhauser/Reihenhäuser
finden, deren Nachfrage in Wuppertal stark
rückläufig ist. Momentan wird  trotzdem wei-
tergebaut und damit ein wachsender Leer-
stand produziert. Die GRÜNEN wollten mit
diesem Antrag verhindern, dass Freiflächen
für leerstehende Häuser geopfert werden.

Bürgerbegehren Lienhardplatz
Das Bürgerbegehren aus Vohwinkel, den
Lienhardplatz weiterhin autofrei zu halten,
wurde mit fadenscheinigen, juristisch nicht
nachzuvollziehenden Argumenten als
unzulässig abgelehnt. Der Redner der
Bürgerinitiative “Rettet Vohwinkel” führte
aus, dass die Entscheidung über den Lien-
hardplatz in der Bezirksvertretung liegt, da

es in der Auseinandersetzung einzig um
die Schaffung von Parkplätzen geht. Die
eingereichten Unterschriften übersteigen
die Mindestzahl für Vohwinkel weit, Dek-
kungsvorschläge über Kosten müssen
nicht genannt werden, weil keine Kosten
bei der Verhinderung eines Parkplatzes
entstehen. Der Rat entschied jedoch mehr-
heitlich, dass die Entscheidung in der Kom-
petenz des Rates liege. Die GRÜNEN, die
die Bürgerinitiative sehr unterstützen, be-
dauern diese Entscheidung sehr.

Vorläufig kein Verkauf der GWG
Der Antrag von CDU und FDP, ein Bieter-
verfahren einzuleiten, um den Verkauf der
Gemeinnützigen Wohnungsbaugesell-
schaft mbH (GWG) einzuleiten, wurde
mangels Mehrheit abgelehnt. Dies konnte
nur möglich sein durch Ablehnung einer/
eines Stadtverordneten aus den eigenen
Reihen (33 Ja-, 33 Neinstimmen wurden
abgegeben), da die Konservativen in der
Regel über eine Stimme Mehrheit im
Rat verfügen. Dies kann nur vermutet
werden, denn die Abstimmung verlief
geheim.
Nach Bekanntgabe des Ergebnisses
ging das Entsetzen in den Reihen von
CDU und FDP um, die Sitzung wurde
unterbrochen, um den Fraktionen Ge-
legenheit zur Beratung zu geben.
Wuppertal ist noch einmal mit einem
blauen Auge davon gekommen, wir
sind uns jedoch sicher, dass CDU und
FDP wieder einen Antrag zum Verkauf
der GWG einbringen werden, obwohl
das durch sie in Auftrag gegebene
PWC-Gutachten analysiert, dass ein
Verkauf frühestens in 5 Jahren Sinn
machen würde, abgesehen von der
nicht hoch genug einzuschätzenden
sozialpolitischen Bedeutung der GWG
in unserer Stadt.

Eckwerte für das Haushaltssi-
cherungskonzept (HSK) 2002
Der Verwaltungsvorschlag legte dem
Rat der Stadt die Eckwerte des HSK
vor.
Da alle Fraktionen Änderungsanträge
stellten, wurde ein Mammutverfahren
daraus.
Die GRÜNE Fraktion beantragte unter
anderem, auf die Schließung der Stadt-
gärtnerei zu verzichten (abgelehnt),
die Zuschüsse für das Kulturbüro nicht
zu kürzen (abgelehnt), das Regional-
büro nicht zu reduzieren (abgelehnt),
auf den Umweltschutzpreis nicht zu
verzichten (einstimmig beschlossen),
den Zuschuss zum Ticket 2000 nicht
zu streichen (ebenfalls abgelehnt). Vie-
le Anträge wurden zur weiteren Bera-
tung in die Fachausschüsse überwie-
sen. Als Zwischenbilanz und Hinweis
auf die Haushaltsberatungen müssen
wir konstatieren, dass das strukturelle
Haushaltsdefizit der Stadt so gravie-
rend ist, dass es aus eigener Kraft nicht
bewältigt werden kann.

Einbringung des Haushaltes
2002/2003
Oberbürgermeister Dr. Kremendahl
und Stadtkämmerer Dr. Slawig brach-
ten in jeweils 45minütigen Reden den
Haushaltsentwurf für die nächsten zwei
Jahre ein.
Die Eckdaten übertreffen die schlimm-
sten Befürchtungen über die finanziel-
le Situation der Stadt. In den kommen-
den zwei Jahren werden 87 Mio. DM
neues Defizit pro Jahr erwartet.
Niemand geht mehr davon aus, dass
die Stadt aus eigenen Kräften das De-
fizit abbauen kann.
Schon zu Jahresbeginn musste Dr. Sla-
wig zur vorläufigen Haushaltsführung
zurückkehren, da sich Mindereinnah-
men von ca. 80 Mio. DM durch gravie-
rende Steuermindereinnahmen und
ein Rückgang der allgemeinen Zuwei-
sungen abzeichneten. Hinzu kommen
aktuell Einbrüche in den Gewerbesteu-
ereinnahmen.
OB Kremendahl sieht die Situation der
Gemeindefinanzen als Ausdruck „ei-
ner offenbar strukturell bedingten Miss-
achtung der Bedeutung der Städte und
Gemeinden für Daseinsvorsorge und
öffentliche Investitionen“. Alle Fraktio-
nen waren sich schon im Vorfeld einig,
dass eine Gemeindefinanzreform drin-
gend notwendig ist. Z.B. durch konse-

quente Anwendung des Konnexitäts-
prinzipes: wenn auf Bundes- oder Lan-
desebene Gesetze beschlossen wer-
den, muss auch von dort die Finanzie-
rung erfolgen und könnte nicht den
Kommunen als zusätzliche Ausgabe
aufgebürdet werden.
Die vom Verwaltungsvorstand erarbei-
teten Vorschläge des Haushaltssiche-
rungskonzeptes sind angesichts der
katastrophalen Zahlen kaum ausrei-
chend; sie würden in 2002 17,8 Mio.
DM und in 2003 15,2 Mio. DM an Ein-
sparungen bedeuten.
Die Einnahmen der Stadt aus Gewer-
besteueraufkommen mindern sich
2001 um über 50 Mio. Mark – diese
Tendenz wird in den nächsten Jahren
nicht unbedingt positiver ausfallen.
Zum Zahlenwerk:
Der Verwaltungshaushalt sieht für
2002 Einnahmen in Höhe von 1,65
Milliarden Mark und Ausgaben in Höhe
von 1,98 Milliarden Mark vor. Im Jahr
2003 werden Einnahmen von 1,7 Mil-
liarden und Ausgaben von 2,2 Milliar-
den Mark erwartet.
Ein Zitat des Oberbürgermeisters
macht deutlich, welche Zukunft Wup-
pertal erwartet: „Die Zeiten, in denen
Sparmaßnahmen niemandem weh
tun, sind vorbei.”
Deutlich ist, dass Wuppertal nicht aus

sich selbst heraus das Defizit bewälti-
gen kann. Ob eine Verfassungsklage
Erfolg hat, ist unklar, klar ist jedoch,
dass diese Entscheidung erst nach ei-
nigen Jahren gefällt wird.
Zunächst leiht sich die Stadt Geld. Im
Bereich des Verwaltungshaushaltes
wird die Gesamtsumme der Kassen-
kredite auf 1 Milliarde DM insgesamt
steigen.
Für einen strukturellen Ausgleich des
Defizites müssten weitere 50 Mio. DM
eingespart werden. Eines ist klar: die
Haushaltsberatungen der Stadt wer-
den die härtesten, die jemals in Wup-
pertal geführt wurden. Falls noch wei-
tere finanzielle Belastungen auf die
Stadt zukommen, ist es durchaus wahr-
scheinlich, dass der Regierungspräsi-
dent den Haushalt nicht genehmigen
wird.

Wuppertaler Agenda 21
Seit 1995 arbeitet die Stadt Wuppertal
an der Entwicklung und Fortschreibung
eines Handlungsprogramms Zukunfts-
fähiges Wuppertal, das im vergange-
nen Jahr einstimmig vom Rat be-
schlossen wurde.
Dieses Handlungsprogramm soll die
Basis sein für eine nachhaltig ökologi-
sche, ökonomische und soziale Ent-
wicklung unserer Stadt. 1997 wurde

Ratschronik vom 3.9.2001 unter dem Vorsitz von Oberbürgermei-
ster Dr. Kremendahl ein Kuratorium für
die Wuppertaler Agenda 21 einberu-
fen, das den Agenda-Prozess beglei-
ten und ihn in der Öffentlichkeit vertre-
ten sollte. Es setzte sich zusammen aus
VertreterInnen der Politik, gesellschaft-
lichen Initiativen, Organisationen, Insti-
tutionen, Verbänden, Vereinen und Un-
ternehmen. Ein Gremium also, das die
Beteiligung aller gesellschaftlichen
Gruppierungen am Agenda Prozess -
wie 1992 beim Umweltgipfel in Rio
gefordert - sicherstellte.
Unverständlich, dass CDU und FDP
dieses Kuratorium abschafften und
stattdessen außerordentliche Ratssit-
zungen zum Thema Wuppertaler Agen-
da versprachen. Stattgefunden hat nun
erstmals am 03. September eine sol-
che Ratssitzung. Doch statt sich in die-
ser Sitzung voll auf den Agenda Pro-
zess zu konzentrieren, wurde im ersten
Teil der Ratssitzung der Haushaltsent-
wurf 2002/2003 eingebracht und an-
schließend in 1,5 Stunden Stellungnah-
men zur Wuppertaler Agenda 21 von
unterschiedlichen Akteuren abgege-
ben.
Nachdem Henry Beierlorzer über die
Regionale 2006 referierte, sprachen
Paul Peter Muckenhaupt von Mucken-
haupt & Nusselt, Dr. Frieder Kraus von
DuPont Performance Coatings (ehem.
Herberts) und  Dr. Heinz Bahnmüller
von der Bayer AG über ihre Aktivitäten
im Bereich der Wuppertaler Agenda 21.
Ihnen folgten Karsten Hackländer von

der Arbeitsgemeinschaft Eine Welt,
Haimo Bullmann vom Rheinischen
Verein für Denkmalschutz und -pflege
sowie last but not least Christian Lim-
bach als Vertreter der Wuppertaler Um-
weltverbände. Obwohl das für diese
Ratssitzung verantwortliche Umwelt-
management der Stadt noch vielen
anderen VertreterInnen verschiedener
Initiativen und Organisationen das Wort
erteilen wollte, im Vorfeld Gespräche
mit den Initiativen geführt hat, wurde
kurzfristig vom Verwaltungsvorstand
umdisponiert und sieben RednerInnen
aus Zeitmangel das Wort entzogen.
Sieben  z.T. ehrenamtlich arbeitende
VertreterInnen, die viel Zeit und Mühe
investiert haben, um vor dem Rat der
Stadt Wuppertal über ihre Arbeit im
Bereich der Agenda 21 zu berichten.
Wir finden, dass so nicht mit aktiven
Bürgerinnen und Bürgern umgesprun-
gen werden kann. Dass unser Frakti-
onssprecher Peter Vorsteher spontan
auf seinen eigenen Redebeitrag ver-
zichtete und den Beitrag des Arbeits-
kreises Arrenberg vortrug, wurde zwar
von den Initiativen honoriert, doch
konnte dies die Enttäuschung der Be-
troffenen natürlich nicht wirklich lin-
dern. Der Agenda Prozess lebt von
dem Engagement aller aktiven Bürge-
rinnen und Bürger, deren Arbeit jedoch
nun eklatant missachtet wurde.
Wir hoffen, dass in der nächsten Sit-
zung des Rates zur Wuppertaler Agen-
da Anfang 2002 dieser Missstand nicht
wiederholt wird.

 Auch dieses Jahr verhindern CDU und FDP den autofreien Tag


